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04./19 öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates Wernigerode vom 16.05.2019
Beschlussauszug

Anwesend waren: 34 Stadträte lt. Anwesenheitsliste, Oberbürgermeister

Zu TOP 1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Beschlussfähigkeit
Nach der Begrüßung stellt der Präsident des Stadtrates die Ordnungsmäßigkeit der Einladung und die 
Beschlussfähigkeit mit 34 von 41 Mitgliedern des Stadtrates fest.

 Öffentlicher Teil

Vorlagenbetreff: Antrag zur Unterstützung der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge in 
Sachsen-Anhalt und damit auch in der Stadt Wernigerode und ihren Ortsteilen

Beschluss
Der Stadtrat der Stadt Wernigerode beschließt:
1.  Die Landesregierung und der Landtag von Sachsen-Anhalt werden aufgefordert dem Beispiel der 

Bundesländer Bayern und Thüringen zu folgen und die Straßenausbaubeiträge (Beiträge für 
Verkehrsanlagen) nach §§ 6 und 6a des KAG-LSA mit folgenden Maßgaben abzuschaffen. Die den 
Gemeinden entstehenden Einnahmeausfälle unterfallen dem Konnexitätsgrundsatz der 
Landesverfassung und sind deshalb vom Land zu erstatten. Die Ausfälle sollen pauschal erstattet 
werden. Bei der Verteilung darf die Steuerkraft der Gemeinde nicht entscheidend sein. Vielmehr muss 
sie die Belastung der Gemeinde mit der Länge der innerörtlichen Gemeindestraßen angemessen 
berücksichtigen. 

2.  Der Oberbürgermeister wird beauftragt, über den Beschluss die Landesregierung, den Landtag sowie 
den Städte und Gemeindebund Sachsen-Anhalt zu informieren.

Beschluss-Nr.: 031/2019

Abstimmungsergebnis: 18 Ja-Stimmen 2 Nein-Stimmen 15 Enthaltungen

Gez. Albrecht gez. Dorff
Präsident des Stadtrates Schriftführer

Wernigerode, 20. Mai 2019

Für die sachliche Richtigkeit:
Dorff
Amtsleiter 


